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beginnt, der Frieden bleibt ungewiss
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Nach monatelangen Kämpfen, internationalen Vermittlungsversuchen und wachsendem
innenpolitischem Druck hat die israelische Regierung der ersten Phase eines Abkommens mit
der Hamas zugestimmt. Das als „vorläufiger Waffenstillstand“ deklarierte Übereinkommen
soll den Weg ebnen für die Rückkehr aller verbliebenen israelischen Geiseln, die Freilassung
hunderter palästinensischer Häftlinge und eine schrittweise Beruhigung der Lage im
Gazastreifen einläuten. Doch der Konflikt ist damit keineswegs beendet – zentrale Fragen
bleiben offen, nicht zuletzt die Entwaffnung der Hamas und die politische Zukunft des
Küstenstreifens.

Der Inhalt des Abkommens

Kern des vereinbarten Maßnahmenpakets ist ein sofortiger Waffenstillstand, der von beiden
Seiten eingehalten werden soll. Israel verpflichtet sich, seine militärischen Operationen in
Gaza auszusetzen und bestimmte Einheiten zurückzuziehen. Im Gegenzug wird Hamas
sämtliche verbliebenen israelische Geiseln freilassen – sowohl lebende als auch getötete. Als
Gegenleistung sollen mehrere hundert palästinensische Häftlinge aus israelischen
Gefängnissen entlassen werden.

Ergänzt wird die Vereinbarung durch humanitäre Maßnahmen. Grenzübergänge sollen
geöffnet, die Einfuhr von Hilfsgütern erleichtert und zerstörte Infrastruktur zumindest
notdürftig instandgesetzt werden. Eine multinationale Beobachtermission – bestehend aus
Soldaten der USA, Ägyptens, Katars, der Türkei und der Vereinigten Arabischen Emirate –
wird die Einhaltung des Waffenstillstands überwachen.

Die geopolitische Dimension

Auffällig ist die zentrale Rolle der USA. Der amerikanische Präsident kündigte an, noch am
Wochenende in die Region zu reisen, um der Unterzeichnung des Abkommens persönlich
beizuwohnen. Der Deal gilt als ein diplomatischer Erfolg Washingtons, das seit Monaten
Druck auf beide Konfliktparteien sowie auf die regionalen Vermittler ausgeübt hatte.

Das Timing ist dabei nicht zufällig. Israel sieht sich wachsender internationaler Kritik
gegenüber, insbesondere angesichts der hohen zivilen Opferzahlen in Gaza und der
humanitären Notlage. Gleichzeitig nehmen innenpolitische Spannungen zu, da viele Israelis
das Schicksal der Geiseln als nationale Schande empfinden. Aufseiten der Hamas wuchs der
Druck ebenfalls: Der Nutzen der Geiseln als politisches Faustpfand schien zunehmend von
der strategischen und logistischen Belastung überlagert zu werden.
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Auch regionale Akteure wie Ägypten, Katar und die Türkei drängten auf eine Lösung – nicht
zuletzt, um ein Übergreifen der Instabilität auf Nachbarstaaten zu verhindern. Ihre
diplomatischen Netzwerke und Einflusskanäle waren entscheidend für die jetzige Einigung.

Offene Fragen und Risiken

Trotz aller diplomatischen Inszenierung handelt es sich bislang lediglich um einen ersten
Schritt. Die eigentlichen Kernfragen des Konflikts bleiben ungelöst. Vor allem die Entwaffnung
der Hamas wurde in die nächste Verhandlungsphase verschoben. Ob die Organisation bereit
ist, ihre militärischen Kapazitäten aufzugeben, erscheint höchst fraglich – auch angesichts
ihrer ideologischen Grundhaltung und der internen Konkurrenz mit anderen militanten
Gruppen im Gazastreifen.

Auch die künftige politische Verwaltung des Gazastreifens ist ungeklärt. Die palästinensische
Autonomiebehörde hat bisher keine tragfähige Rolle im Friedensprozess übernommen, eine
internationale Übergangsverwaltung ist bisher lediglich hypothetisch diskutiert worden. Ohne
ein klares institutionelles Modell droht der Wiederaufbau in Chaos und Rivalitäten zu
versinken.

Ein weiteres Risiko liegt in der Fragilität des politischen Konsenses in Israel. Rechte und
ultranationalistische Kräfte betrachten das Abkommen als gefährlichen Präzedenzfall und
könnten versuchen, durch innenpolitischen Druck oder juristische Hebel Einfluss zu nehmen.
Auch innerhalb der Hamas ist nicht sicher, ob alle Fraktionen den eingeschlagenen Weg
mittragen.

Symbolkraft und Unsicherheit

Das jetzt verabschiedete Abkommen ist zweifellos ein diplomatischer Durchbruch – nicht
zuletzt, weil es zeigt, dass Dialog auch nach intensiver Gewalt wieder möglich ist. Es eröffnet
Raum für humanitäre Entlastung und verschafft politischen Akteuren Zeit, einen
tragfähigeren Rahmen für eine langfristige Lösung zu entwickeln.

Doch der Waffenstillstand ist fragil. Ohne strukturelle Antworten auf die grundlegenden
politischen, sozialen und sicherheitspolitischen Probleme der Region bleibt das Risiko hoch,
dass es sich lediglich um eine Atempause handelt – nicht um einen Wendepunkt. Die
kommenden Wochen werden zeigen, ob die Vereinbarung der Auftakt zu einem belastbaren
Friedensprozess ist – oder nur eine Episode in einem langen Zyklus aus Eskalation und
Deeskalation.
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Weitere Schlagzeilen

Ein schweres Erdbeben vor der Südküste der Philippinen hat eine Tsunami-Warnung
ausgelöst.

In den USA wurde Letitia James, Generalstaatsanwältin von New York, wegen Bankbetrugs
und Falschaussage angeklagt – zwei Wochen nach der Trump-gelenkten Anklage gegen Ex-
FBI-Chef James Comey.

Russland hat die Verantwortung für den Abschuss eines aserbaidschanischen
Passagierflugzeugs im Vorjahr übernommen, offenbar im Bemühen um eine Entspannung mit
Baku.

China verschärft die Exportkontrollen für Seltene Erden, ein entscheidender Rohstoff für
Smartphones und E-Autos.

Ein US-Gericht hat den Einsatz der Nationalgarde in Chicago vorläufig gestoppt. Die von der
Regierung Trump vorgebrachten Begründungen seien „unzureichend“.

Deutschlands Bundeskanzler Merz ruft gemeinsam mit der Autoindustrie die EU auf, ihre
Emissionspolitik zu überdenken.

Die hohe Avocado-Nachfrage in den USA führt zu illegaler Abholzung in Mexiko. Ein neues
Satellitenüberwachungssystem soll Exporte aus betroffenen Gebieten stoppen.

Autor: P. Tiko


